
Neue Justiz 9/81 395

tungen im Territorium und spezielle Aufgaben, z. B. zur 
Rechtserziehung der Jugend, für Volksbildung und Be­
rufsbildung, festlegen.23

. Die großen Fortschritte in der Rechtspropaganda der 
Massenmedien erwuchsen auf einem starken Engagement 
der Journalisten und Chefredakteure und des Verbandes 
der Journalisten der DDR sowie auf der planmäßig orga­
nisierten Gemeinschaftsarbeit vieler Journalisten und Ju­
risten. Die Justizorgane verankerten vielfältige rechtspro­
pagandistische Maßnahmen in ihren Arbeitsplänen und 
koordinierten ihre Beiträge für die Massenmedien in den 
Bezirken und Kreisen. Bei den Staatsanwälten führte eine 
systematische Anleitung auf der Grundlage analytischer 
Ergebnisse und des Erfahrungsaustausche zu zielstrebigem 
verfahrensbezogenem rechtspropagandistischem Wirken in 
den Arbeits- und Jugendkollektiven als Hauptmethode der 
staatsanwaltschaftlichen Öffentlichkeitsarbeit24 Im Ver­
antwortungsbereich des Ministeriums der Justiz waren 
Berichterstattungen von Bezirksgerichtsdirektoren vordem 
Minister zu Schwerpunktproblemen, wie z. B. zur Unter­
stützung der Rechtserziehung der Jugend25, bzw. entspre­
chende Berichterstattungen von Kreisgerichtsdirektoren 
vor Präsidien der Bezirksgerichte geeignete Höhepunkte 
zur Verallgemeinerung guter Erfahrungen. Eine planmä­
ßige Unterstützung der Mitglieder der gesellschaftlichen 
Gerichte und der Schöffen durch die örtlichen Staatsor­
gane, die Justizorgane, die Ausschüsse der Nationalen 
Front und den FDGB förderte die vielfältigen rechtser­
zieherischen Aktivitäten dieser ehrenamtlichen Kräfte.

Die guten Erfahrungen, die bei der Leitung, Planung 
und Koordinierung der Rechtspropaganda gesammelt wur­
den, bedürfen in der weiteren Arbeit einer noch umfas­
senderen Verallgemeinerung. Gleichzeitig geht es darum, 
die analytische Tätigkeit weiter zu qualifizieren, um zu 
genaueren Aussagen über die inhaltliche Gestaltung und 
Qualität der rechtspropagandistischen Aktivitäten sowie 
über die Wirksamkeit ihrer Formen und Methoden zu ge­
langen. Es kommt darauf an, jene inhaltlichen Fragen 
noch besser zu bestimmen, auf die die Bürger eine kon­
krete Antwort erwarten, und daraus Schlußfolgerungen 
für die praktische Gestaltung der Rechtserziehung und 
Rechtspropaganda zu ziehen. Gerade hierin liegt ein ent­
scheidender Faktor, Qualität und Wirksamkeit der Rechts­
propaganda weiter zu erhöhen.

Wirksame Rechtspropaganda ist nicht allein eine Frage 
vielfältiger rechtspropagandistischer Aktivitäten oder gar 
großer Betriebsamkeit. Offensiver ideologischer Klassen­
kampf und eine nachhaltige rechtserzieherische Arbeit 
können nur geleistet werden, wenn in der Leitungstätig­
keit in allen gesellschaftlichen Bereichen — in den staat­
lichen Organen und Einrichtungen, in den Kombinaten 
und Betrieben wie auch in der eigenverantwortlich zu ge­
staltenden rechtserzieherischen Arbeit in den Massenor­
ganisationen und den anderen gesellschaftlichen Organisa­
tionen, nicht zuletzt in der Vereinigung der Juristen der 
DDR und in der URANIA — die genannten Probleme stär­
ker beachtet werden.

Die Erhöhung der Wirksamkeit des sozialistischen 
Rechts verlangt schließlich, daß wir in der praktischen 
Gestaltung der Rechtspropaganda und bei ihrer Leitung 
und Planung mehr als bisher die Einheit von Rechtset­
zung, Rechtsarbeit und Rechtspropaganda beachten. Ge­
genwärtig beginnen z. B. Überlegungen zur notwendigen 
Öffentlichkeitsarbeit für eine neue Rechtsvorschrift mit­
unter erst, wenn die Regelung bereits verabschiedet ist. 
Und selbst danach gibt es manchmal noch Versäumnisse.2 * *® 
Es ist deshalb besonders wichtig, daß gleichzeitig mit der 
Vorbereitung eines Rechtsetzungsvorhabens in dem je­
weiligen Verantwortungsbereich Festlegungen darüber ge­
troffen werden, welche inhaltlichen Probleme in der mas­
senpolitischen Arbeit behandelt und welche rechtspropa­
gandistischen Maßnahmen (z. B. Kommentierung bzw. po­
pulärwissenschaftliche Erläuterung in Massenmedien oder 
in anderen Publikationen) vorbereitet werden müssen.

Bei anderen gelesen

.Arbeit unter Tariflohn ist zumutbar*• Уф -* ■ fl«5. - ■ ...
Das Bundessozialgericht Kassel hat In einem Musterprozeß 
die sog. Zumutbarkeitsklausel der Bundesanstalt für Arbeit 
entgegen den Ansichten des Deutschen Gewerkschafts­
bundes und gegen die Interessen eines Arbeitslosen aus­
gelegt. /

Der Arbeitsuchende, ein Fliesenleger, hatte sich gewei­
gert, eine Arbeit ohne tarifliche Bezahlung anzunehmen. 
Das Arbeitsamt hatte dem Fliesenleger daraufhin seine 
Unterstützung gesperrt, weil er nicht bereit war, bei einem 
Unternehmer, der nicht dem zuständigen Unternehmerver­
band angeschlossen war, unterhalb des von den Gewerk­
schaften erstrittenen Tariflohns zu arbeiten.

Das Bundessozialgericht vertrat in der Urteilsfindung 
die Auffassung, daß der Unternehmer in diesem Fall kein 
Tarifvertragspartner sei. Deshalb brauche er sich auch 
nicht an die in dem Tarifvertrag zwischen der Gewerk­
schaft und dem zuständigen Unternehmerverband verein­
barten Abmachungen zu halten, in der Urteilsbegründung 
schränkte das Bundessozialgericht das Recht der Gewerk­
schaft ein und stellte fest, daß die „Einhaltung der Rechte 
und Pflichten aus dem Arbeitsvertrag allein Sache des 
betreffenden Arbeitnehmers und des Unternehmers“ sei. 
Auch das Arbeitsamt sei nicht verpflichtet, bei Zuweisung 
einer Stelle zu prüfen, ob sich der Unternehmer an den 
Tarifvertrag hält.

Die Gewerkschaft sieht in dem Urtdli eine Aufforde­
rung an die Unternehmer, unter dem Drude der Massen­
arbeitslosigkeit Arbeitsuchende zu zwingen, als Lohndrük- 
ker tätig zu werden und auf erkämpfte Tarifrechte zu ver­
zichten.
(Aus: Unsere Zeit [Düsseldorf] vom 1. August 1981, S. 5)
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